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Amunestie \Wahrheitskommission VStrafrecht—\\
4 Rechtsethische Überlegungen ZU Umgang mıiıt schweren

Menschenrechtsverletzungen
VON DIETER WITSCHEN

Eingrenzung des Themas
Die systematische Auseinandersetzung mıt dem komplexen Thema

„Menschenrechte“ beschränkt sıch 1n Jüngster eıt nıcht mehr auf die
Behandlung der zahlreichen Eınzelaspekte, die 1mM Zusammenhang stehen
mıt den beiden Grundfragen: Was macht den Inhalt der enschenrechte
AaUus un:! Ww1e älßt dieser sıch Jjeweıls begründen? Ist bestimmt, welche sub-
jektiven Rechte eınes Menschen legitimerweise Zzur Klasse der Menschen-
rechte gehören, auf welche Weısen annn diese Art VO Rechten durchgesetztwerden? In Anbetracht der bedrückenden Realitäten 1n zahlreichen LABR-
dern nımmt zunehmend die Diskussion eiıner dritten Grundfrage orößeren
Raum eln: Werden die Menschenrechte als Leıitkriterien einer politisch-soz1alen Humanıtät gezielt milsachtet, Ww1e€e 1St mıiıt deren Verletzungen
umzugehen?

Da{fß mi1t ıhnen 1M nachhinein ın verschiedener Weıse IMNSCHANSZE werden
ann un wiırd, dies se1l zunächst durch die Nennung dreier realer Einzel-
beispiele ıllustriert:

Beispiel Im Maärz E995, zwolf Jahre ach dem Ende der Milıtärdiktatur
iın Argentinıen, brach mıt dem ehemalıgen Marıneoftfizier Adolto Scilingo
erstmals eın Miıtglied der Streitkräfte das Schweigen in der Offentlichkeit
über schwere Menschenrechtsverletzungen während der elt der Diktatur.
Er berichtete VO eiıner Tausamen Art, 50S „Subversive verschwinden
lassen“. Er War nämlıch all Flügen beteiligt, bei denen mıt eiınem Schlatmit-
tel betäubte Gegner des Regımes ber dem Meer abgewortfen wurden. We-
CI seınes öttentlichen Bekenntnisses hatte keine straftrechtlichen Konse-
YJUENZEN befürchten. Denn durch das 50R „Schlußpunktgesetz“ SOWI1e
das „Befehlsnotstandsgesetz“, das die Regierung ach der Dıktatur be-
reıits Ende der 80er Jahre 1ın die Wege geleitet hatte, WAar iıne Bestrafung de-
LCI, die für schwere Menschenrechtsverletzungen verantwortlich SCWESCH
M, ausgeschlossen worden. egen der erlassenen Amunestie lieben
diese straflos.

Vgl Hankel/ Stuby Hg.) Strafgerichte Menschheıitsverbrechen. Zum Völ-
kerstrafrecht 50 Jahre ach den Nürnberger Prozessen, Hamburg 1995 Von Nürnberg ach Den
Haag: Menschenrechtsverbrechen VOI Gericht. Zur Aktualıtät des Nürnberger Prozesses, hg.
VO Nürnberger Menschenrechtszentrum, Hamburg 1996; Szerck, Versöhnung braucht
Wahrheit. Zum Problem der Straflosigkeit VO Menschenrechtsverletzungen, ın: HerKorr 49

436—440.
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Beispiel Im September 996 Niobeka Mafa VOT der süudafrıkanı-
schen „Kommıissıon für Wahrheit un Versöhnung“ als Zeuge AaUus Er be-
richtete VO „Massaker VO Biısho“, be] dem vier Jahre UVO während eiınes
Protestmarsches VO ANC-Anhängern 1n der Hauptstadt des Homeland
Ciskei achtundzwanzig Demonstranten Vvon Soldaten un Polizisten
schossen worden Der Zeuge selbst 1st se1t diesem Tag infolge einer
Schufsverletzung N{} der Hülfte abwärts gelähmt un auft den Rollstuhl
Zzewlesen. Im Laufe der dreitägigen Anhörung wurden ebenfalls politisch
Verantwortliche und Milıtärangehörige VEINOMMECN) konnte dabe; festge-
stellt werden, WCT den Schießbefeh] erteılt hatte. Dıi1e „ Wahrheitskommais-
SION- die Menschenrechtsvergehen, die zwıischen dem 0303 1960 und dem
05 1T 993 1ın Südafrıka VO Staat oder VO den Befreiungsbewegungen be-
SaANSCH wurden, untersuchen hat, 1St 1n drei Komuıitees gegliedert: das Ko-
mıtee tür Menschenrechtsverletzungen hat entsprechende Intormationen

ammeln un spater in einem Abschlußbericht vorzulegen; das für Wıe-
dergutmachung un Rehabilitation hat Empfehlungen tür die Entschädi-
Sung der Opfter machen; das Komuitee für Amnestie gewährt auf eiınen
entsprechenden Antrag hın be1 eıner politisch motivierten Tatı die yänzlıch
gestanden wiırd, Straftfreiheit.

Beispiel Im November 1996 hat das Internationale Kriegsverbrecher-
TIrıbunal für das trühere Jugoslawien 1ın Den Haag den bosnischen Kroaten
Drazen Erdemovic eıner att VO zehn Jahren verurteılt. Dieser hatte
vestanden, als Angehöriger der Ärmee der bosnischen Serben 1m Julı 995
mitbeteiligt SCWESCH se1ın der Erschießung VO IWa 1200 annern
auf einem Feld be] Pılica, wohin Männer AaUus der muslimischen UN-Schutz-
ONne Srebenica gebracht worden Miıt diesem Urteil 1Sst erstmals selt
den Kriegsverbrecherprozessen VO Nürnberg un Tokio VOT eiınem halben
Jahrhundert eın Angeklagter VO einem internationalen Gericht e1-
1165 Verbrechens die Menschlichkeit verurteılt worden.

Dıie angeführten Beispiele stehen ür drei prinzıpielle Möglichkeiten, W1€
auf schwere Menschenrechtsverletzungen reagıert werden annn für die
Möglichkeit eıner Amnestıie, mıt der oftmals eın Vergessen(-Wollen) des
Geschehenen einhergeht; für die Möglichkeit eiınes Aufdeckens der
Wahrheit ohne strafrechtliche Konsequenzen; für die Möglichkeit eıner
Bestrafung der Täter. Für gewöhnlich drängt sıch die Notwendigkeit eınes
Stellungnehmens entweder nach dem Ende eıner Dıiktatur bzw. eines sOonst1-
SCH Unrechtssystems oder nach Beendigung elınes Bürgerkrieges b7zw. Krıe-
SCS auf. Notwendige Voraussetzung für eın Aufarbeiten der Vergangenheit
1st allerdings, da{ß entweder auf nationaler Ebene zwischenzeitlich ein
Rechtsstaat sıch etabliert hat oder auf überstaatlicher Ebene ıne internatı1o0-
nale Autoriıtät akzeptiert wiırd.

Mıt der Auswahl der Beıispiele, mıiıt denen 1mM Sınne einer ersten Annähe-
rung das hier behandelnde Thema skizziert werden ollte, sınd be-
stımmte Eıngrenzungen beabsichtigt SCWESCH hinsichtlich einzelner Ele-
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der Ausgangsirage, die sıch spezıfıscher umschreiben alßt Be1
welchen Menschenrechtsverletzungen oll mıt WC welcher
Rücksicht Ww1e Aaus welchen Gründen MgCgHAaANgECN werden?

ıne Eıngrenzung esteht 1ın der Festlegung auf schwere Menschen-
rechtsverletzungen. Im Völkerrecht hat die Unterscheidung zwischen einfa-
chen un:! schweren Menschenrechtsverletzungen sıch mehr oder wenıger
eingebürgert. Bislang esteht eın völkerrechtlicher OoOnsens darüber, da{ß
be] den Tatbeständen des Völkermords, der Sklaverei un! der Apartheid“
» STaV‘ violatıons“ VO  e Menschenrechten vorliegen. Es spricht viel dafür,
weıtere Tatbestände, WwW1e€e die Ausrottung relı21öser, ethnischer oder
sonstiger Miınorıitäten, die VO  a staatlıchen Organen praktizierte Folter, —

tralegale Hınrıchtungen, Verschleppungen un Verhaftungen SOWI1Ee Mas-
senvergewaltigungen, dieser Kategorie zuzuordnen. Be1 violations
wırd objektives Völkerrecht verstofßen, das als zwıngendes Recht (1us
cogens) gegenüber allen Geltung hat, unabhängig davon, ob der Stäat: ın
dem diesen Verletzungen kommt, die einschlägigen Menschenrechts-
konventionen ratıfiziert hat oder nıcht. Zweitelsohne 1st be] ihnen eın reak-
t1ves Handeln dringlichsten veboten.

iıne zweıte Eiıngrenzung betrifft die Verursacher (die Frage „mıiıt wem?”)
und wırd ın orm eiıner Prämisse VOrSCHOMMCN. Generell gilt, dafß die
Adressaten un:! damıt Verpflichteten der Menschenrechte 1n erstier Lıinıe
Staaten un: deren UOrgane sınd. Be1 den hier 1n Rede stehenden Menschen-
rechtsverletzungen handelt sıch schwerwiegende SOWI1e systematısch
und in orofßer Zahl begangene Vergehen, die entweder Ntier den politischen
Rahmenbedingungen eines Unrechtssystems W1e€e des eıner Dıktatur oder e1l-
11C5 rassıstıschen Regimes annn werden S1e als staatlıche Makrokrimi-
nalıtät, als Staatsverbrechen, als Regierungskriminalıtät bezeichnet oder iın
Ausnahmezuständen WI1e denen eines Bürgerkrieges oder Krıieges vorkom-
INnNnen Gleichwohl wırd die Prämisse VvOorausgesetZtL, da{fß auch 1ın diesen
Fällen, die WI1€e kollektive Ereignisse sıch darstellen, individuell Verantwort-
liıche sıch ausmachen lassen. Es wiırd 1er nıcht danach gefragt, auf welche
Weıse(n) die Gesellschaft als NZ das Geschehene 1mM nachhineıin verarbei-
ten annn

Miıt eıner dritten Eıngrenzung wırd die Rücksicht bestimmt, der die
rage, WI1€ mıt den für das Begehen VO  — schweren enschenrechtsverlet-
zungen Verantwortlichen umzugehen iSt, behandelt werden soll Menschen-
rechte sınd nıcht 1L1UT moralısch begründete, sondern auch rechtlich-
tierte un! damıt einklagbare Ansprüche. Sınd diese tundamentalen Rechts-
ansprüche VO denen, dl€ 1n einem politischen Gemeıinwesen, ın den

Im Art. des Internationalen Übereinkommens ber die Bekämpfung und Ahndung des Ver-
brechens der Apartheid VO: 19/3 erklären die Vertragsstaaten, „da{ß dıe Apartheıd eın Ver-
brechen die Menschlichkeit ioE- (Zut. ach: Menschenrechte internationaler Schutz,

VO: Sımma Fastenrath, München, Aufl 1992, 99).
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staatliıchen Urganen die Entscheidungsbefugnis gehabt haben, auf das oröb-
STE miıfßßachtet worden, dann werfen diese Vergehen das Problem auf,
WwW1e€e mıt rechtlichen Miıtteln darauf reagıeren 1St. Niäherhin geht hıer je*
doch nıcht die rage, W as posıtıv-rechtliche Regelungen, sotern S$1€e über-
haupt vorhanden sınd, für derartige Sıtuationen vorsehen, sondern dıe,
welcher der möglıchen Vorgehensweisen begründeterweise der Vorzug
geben 1St. Die jeweiligen Begründungen annn das Recht nıcht allein AUS sıch
geben; diese sınd wesentlich VO ethischen Überlegungen (mıt-)bestimmt.
Die Perspektive uUullserer Erörterungen 1St mithin ine rechtsethische.

Dreı grundsätzliche Möglichkeiten eıner Vergangenheitsbewältigung 1n
dem umrıißhaft skizzierten Problemteld sınd mıt den Stichwörtern: Amne-
sti1e Wahrheitskommission Strafverfolgung bereıits gENANNL worden. Zu
erortern 1St nunmehr, welche Gründe für und/oder eın Beschreiten
des Jjeweıligen eges sprechen.

il Weg einer Amnestie

KoOnnte INa hıstorische Erfahrungswerte als Ma{fistab nehmen, dann
könnte INan der Überzeugung gelangen, da{fß der Weg eıner Amnestiıe
sıch als der gee1gnetste erwıesen habe Denn 1n den allermeisten Ländern, iın
denen 1n eiınem estimmten Zeıiıtraum schweren Menschenrechtsver-
letzungen gekommen ist, sınd die geistigen Urheber SOWIl1e die direkten
Täter un Mıiıttäter straflos geblieben, un ZW ar nıcht deshalb, weıl die Auf-
merksamkeıt Sanz auf die Bewältigung der Gegenwartsaufgaben gerichtet
SCWESCH ware un sıch daher nıemand die Vergehen ın der Vergangen-
eıt gekümmert hätte, sondern deshalb, weıl die Untaten eıgens PCI (Gesetz
amnestıiert worden sind. Nun oilt ethisch nıcht die normatıve Kraft des Fak-
tischen. Und tührt INa  b sıch real VOT ugen, W as b€l schweren Menschen-
rechtsverletzungen turchtbaren Greueln unı Grausamkeiten geschehen
1st -erinnert se1l 11UTr die 1ın unllseren Ausgangsbeispielen erwähnten Unta-
ten drängt sıch dann nıcht jedem Menschen, dem eın Unrechtsempfinden
nıcht ganz abhanden gekommen ISt, unvermeiıdlich der Gedanke auf; da{fß
das Begehen solcher Verbrechen doch nıcht ohne jede Konsequenz leiben,;
dem u  Nn Vergessen anheimgegeben werden kann? Wl Ianl wıederum
andererseıts nıcht blofß unterstellen, da{fß eın egoıstische bzw. pragmatische
Überlegungen oder solche eınes reinen Machtkalküls, insotern die bisherige
Führungsschicht ımmer och Einflu{f hat, eiınem Amnestiebeschluß tfüh-
FCN, dann kommt INa  - nıcht umhın, sıch damıt auseinanderzusetzen, ob
(rechts-Jethische Gründe für eıne Amunestie sprechen, W as gof diese
vorzubringen 1St.

Zunächst se1l jedoch eıne Verständigung darüber herbeigeführt, W as 1er
mıt dem Wort ‚AÄAmnestıe’ vemeınt seın soll Unter einer ‚AÄmnestıe’ se1 der
Verzicht eıner Rechtsgemeinschaft verstanden, be] strafwürdigen Taten den
Strafanspruch, se1 durch ıne Anklage, eın Urteıil oder ıne Vollstreckung,
SC
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durchzusetzen. ıne Ahndung AaAnnn völlig unterbleiben, WE mıiıt eıner
Amunestıe ganz auf iıne Strafverfolgung verzichtet wiırd, da ein Stratverfah-
LE Eerst. Sal nıcht eingeleıitet b7zw. nıcht weıtergeführt wiırd; S1e annn 1INSO-
tern unterbleıben, als iıne verhängte Strafe Sanz oder auch teilweise erlassen
wird. Mıt einer Amunestie wiırd nıcht9W as vorher als Unrecht etrach-
tet wurde, nunmehr Recht erklärt:; durch S1€e wiırd nıcht die Stratbarkeit
eıner Handlungsweise aufgehoben, wırd der Täter nıcht VO Schuld treige-
sprochen. Nıcht auf den Tatbestand bezieht S1€e sıch, sondern allein auf die
Rechtsfolgen, insotern entweder auf 1ıne Strafverfolgung verzichtet oder
ıne Strate erlassen wird. Im Unterschied ZUT Eınzelbegnadigung eiınes In-
dividuums betritft S1e i1ne Mehrzahl VO Personen, iıne Vielzahl VO Fäl-
len, die durch die Art der Straftat oder den Täterkreis oder die Strathöhe be-
stiımmt se1ın S11 Im Falle eiıner Generalamnestie wırd auf 1ne Stratvertol-
gun aller Vergehen einem estimmten Zeıtraum verzichtet, 1mM Falle
einer Teılamnestie auf die estimmter Vergehen. Be1l eıner Amnestiıe
sınd die Täter des Unrechts diese können die Hauptverantwortlichen und/
oder die Miıtwirkenden seın nıcht die Opfer 1m Blick S1e erlassen, 1st
Sache der Legislatıve, nıcht der Exekutive; S1e bedarft mıiıthin eınes (GJesetzes.
Mıt der Orıentierung der Maxıme „‚Gnade VOT Recht“ 1SE 1m Grunde iıne
rechtliche Paradoxie gegeben, insotern das Recht mıt Miıtteln des Rechts auft
seınen Sanktionsanspruch verzichtet.

Amunestie IF 1U nıcht oleich Amnestıie, da deren Anlässe oder 7wecke
sehr verschiedener Art se1ın können. Unter rechtsethischer Hınsıcht macht

selbstverständlich eiınen Unterschied, ob eLWwa „gewöhnlıiche“ Kriminelle
aus Anlafß eınes besonderen Gedenktages 1mM Sınne eıner Ausdruckshand-
lung amnestiert werden (SOg. „Jubelamnestie“), oder ob Menschen, die AaUus$s

Gewissensgründen iın zıv1ılem Ungehorsam eın posıtıves (sesetz oder
eiınen militärischen Betehl verstoßen haben, W1€ Deserteure während
des Vietnamkrieges, spater Straffreiheit gewährt wiırd, oder ob W as u1ls5

hier ausschliefßlich beschäftigt schwere Menschenrechtsverletzungen be-
BangCch worden sınd un für die dafür Verantwortlichen die Möglıichkeit e1l-
HOT Amununestie CrWOSCH wiırd.

Eın Erwagen dieses eges scheidet VO vornhereıin tfür diejenigen AaUsS, die
generell die normativ-ethische Posıtion eıner Deontologie un: da-
MmMIiIt bezogen auf die spezielle rage eıner Begründung staatlıchen bzw. iınter-
natıonalen Strafens 1ne absolute Strattheorie vertireten Letzterer zufolge
mMuUu eın Verbrechen notwendıigerweıise als solches die negatıve Sanktion e1-
HGr Strate ach sıch zıehen Sanz unabhängig VO  an ırgendwelchen Erörterun-
SCH der Folgen. ach derartigen Taten 1St 1ne „Vergeltung“ oder iıne Sühne
strikt ertorderlich. ıne Amunestıe 1St somıt prior1 ausgeschlossen. In Be-
tracht SCZOBECN werden annn diese allentfalls VO Standpunkt eiıner teleolo-
gisch oder ıld deontologisch argumentierenden relatıven Straftheorie AauUs,
für die die Berücksichtigung der jeweiligen Folgen, 1mM Konkurrenztall de-
Ien Abwägen ausschliefßlich (teleologische Posıtıon) oder zumiındest auch
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(mild deontologische Posıtion) ausschlaggebend sınd. Insotern 1ne relative
Strafttheorie i1ne ethische Begründung geben will, steht auch für deren Ver-
[retfer selbstverständlich fest, dafß ıne Amnestie nıcht dem bloßen Verschaf-
ten eigener Vorteile eLtwa für frühere Machthaber, deren FEinflufß noch 1M-
IET stark 1sSt dienen darf, dafß gleichgeartete Fälle ogleich behandeln sınd.
Jede 1ın Erwägung Begründung MUu: T unıversalisıierbar Se1IN.

Schon ine Amnestie als solche, allemal 1aber be] den 1er 1in Rede
stehenden Tatbeständen drängen sıch VO Standpunkt der Moral INtu1ltıv
sogleich Mmassıve Bedenken auf, da{$ nıcht wunder nımmt, da{ß für S1e
keine für sıch sprechenden Argumente zwingender Art sıch antühren
lassen scheinen. Vielmehr scheinen sıch L1L1UTr die beiden folgenden Arten VO
Gründen APrO AÄAmnestije“ ausmachen lassen: Zu eiınen estimmte Prä-
ferierungen, wonach be] einer Abwägung miıteinander konkurrierender 36<
sıchtspunkte dem Weg einer Ämnestie der Vorzug geben ISt; ZU ande-
rTen ıne Argumentatıon negatıvo, der zufolge die Alternative Zzur

Amnestıie, nämlich iıne Strafverfolgung, verschiedenen Hınsıiıchten
keıin gangbarer Weg 1st un: daher NUL, soll überhaupt ırgendeıine Klärung
herbeigeführt werden, die Möglichkeit der erklärten Straflosigkeit bleibt.

Eınes der ma{fßgeblichen Präterenzurteile ZUugunsten eıner AÄAmnestıe lau-
tel ach dem Ende eınes Ausnahmezustandes, ın dem schweren S
stematıschen Menschenrechtsverletzungen gekommen ISt; weıl infolge der
polıtischen Rahmenbedingungen selbst das elementare Rechtsbewußtsein
erheblich gestort SCWESCH ıst, 1st das Setzen eiınes Neuanfangs wichtiger als
die Bewältigung der Vergangenheıt. Das Ziehen eınes Schlußstriches 1St NOL-
wendig, die Kräfte auf die Lösung der Gegenwarts- un:! Zukunftsaufga-
ben konzentrieren können, den Neubeginn nıcht durch eın intens1-
VCS Aufarbeiten der Vergangenheit blockieren. In den Übergangsphasen,
1ın denen sıch rechtsstaatliche b7zw. demokratische Verhältnisse och nıcht
stabılisiert haben, ann zudem eine tiefergehende Auseinandersetzung mıt
dem unmıiıttelbar vorher Geschehenen (noch) nıcht verkraftet werden. Des-
SC  . umtassende strafrechtliche Aufarbeitung annn den Keım
Auseinandersetzungen destruktiver Art ın sıch bergen. Was NOL CUutL, 1St Je“
doch eıne Befriedung, eın Abschließen der Kämpfe. In der Konsequenz die-
S (AF. Orıentierungsmaxime lıegt C dem Vergessen dıe Priorität geben VOT
dem Erinnern. Spezifisch ethisch lautet die entsprechende Präferenzregel:
Versöhnung 1St wichtiger als Gerechtigkeit. Soll nunmehr eıne Koexıstenz
1n Frieden ermöglıcht werden, dann bedarf eiıner Aussöhnung VO Op-tern un Tätern. Eın detailliertes Autarbeiten des vielfältigen Unrechts
stünde dieser entgegen.

Man AaAn sıch NnUu  a nıcht des Eindruckes erwehren, dafß die vorgebrachten
Argumente SPFö Amnestie“ 1n orm der ZENANNTEN Präferierungen eher
nachgeordnete als orıgınäre sind, da{fß das Faktum, da{fß makrokriminelles
Unrecht bisher tast immer mıittels erlassener oder stillschweigender Amne-
stıien entpönalısiert bzw. entkriminalisiert worden 1St, ın seiınem Kern anders
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erklären IS Der maßgebliche rund 1st ottenbar darın sehen, da{fß 1i1ne
Strafverfolgung, dringend S1e rechtsethisch geboten se1ın INaß, VE -
schiedenen Hınsıchten als in nıcht oder AI durchführbar ANSC-sehen wırd, da{ß auch 1er die wenıgen Ausnahmen die Regel bestätigenscheinen. Aus welchen Gründen soll ine Bestrafung 1U nıcht möglıchse1n?

Eınmal eshalb nıcht, weıl sıch „massenhaftt“ verübte Verbrechen
handelt. Dıiıe kollektiv begangenen Greuel sınd Teil eiınes Unrechtssystems.Nur nNfier bestimmten politischen Rahmenbedingungen sınd derartige UUn-

ın oroßer Zahl möglıch. Einzelne oder Gruppen für sıch allein
könnten solche systematısch durchgeführten Verbrechen Sar nıcht begehen.Ist deren umtassende Aufarbeitung, W1e€e S1€e aus Gleichheitsgründen gefor-dert iSt iıntendiert, ann mu{fß diese, die 1m übrigen einen erheblichen*nellen un: finanziellen Autfwand mıt sıch bringt, schlichtweg der nıcht

bewältigenden Masse der dann notwendiıgen Vertahren scheitern. Das
Recht, iın Sonderheit das Strafrecht WAas W1e eınen Normalzustand
VOTaUS, 1ın dem Verbrechen die Ausnahme bılden un daher verfolgbar sınd.
Soll ach ungewöhnliıchen Zeıten, in denen tundamentale Rechte der Men-
schen rundum mıiıt Füfßen worden sınd, das zahlreiche Unrecht 5Rahndet werden, dann 1st ıne CNOrMe Diskrepanz zwiıischen den Untaten
und den eingeleiteten Vertahren einerseıts SOWIl1e der erfahrungsge-mäfß gewaltigen Schwierigkeiten 1ın der Durchführung zwischen diesen
und den Verurteilungen andererseits unvermeıdlich.

ber nıcht HT: die PUreC Zahl der begangenen Verbrechen scheint nach
rechtsstaatlichen Grundsätzen durchgeführte Strafverfolgungen unmöglichmachen. Sondern eın solches Vorhaben mu{fß ach Ansıcht derer, die
ter den obwaltenden Umständen in einer generellen AÄAmnestie die bessere
Lösung sehen, iınsbesondere auch der Schwierigkeit scheitern, be] kollek-
tıven Taten die indıviduelle Schuld testzustellen, W1e€e dies für Stratverfahren
unerläßlich 1st. Nıcht 1L1UTr da{fß derartige Untaten geplant un ausgeführtwerden können, da{ß Jeweilige Verantwortlichkeiten leicht verschleiert WelIr-
den können. Bel systembedingten Verbrechen bereitet vielmehr CNOTME
Probleme, die verschiedenen Verantwortungsebenen unterscheiden, ob
1U jemand Anstıifter, Täter, Mıtwirkender, reiner Befehlsempfänger, Opfter,Zuschauer oder mehreres zugleich BCeWESCH 1St, oder ob Jjemand sıch direkt
schuldig gemacht hat oder mitschuldig, weiıl dem gravierenden Unrecht
gleichgültig gegenübergestanden oder den ihm möglichen Wıderstand
nıcht geleistet oder ıhm 08 stillschweigend zugestimmt hat?* 1a 1st

An dieser Stelle dart allerdings der 1Inweıs auf en Erfahrungssatz nıcht unterbleiben, dafß CSın eınem ach rechtsstaatlichen Prinzıpıen geordneten Staat wesentlich geringerer (quası „durch-schnittlicher“ E moralıscher Anstrengungen bedarf, größere Schuld bzw. Mıtschuld verme1-den, als ın eiınem totalıtären Staat, dessen Kennzeıchen anderem 605 ist, da{ß Menschen Zzuralternativen W.ahl Zwıngt, entweder Verletzung ıhrer moralıschen Integrität sıch mıiıtschul-dıg machen der diese DUr „heroischem“ Eınsatz wahren können.
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überhaupt fraglich, ob komplexe Zusammenhänge personalısıert b7zw. indı-
vidualisiert werden können, ob auf durch polıtisch-gesellschaftliche Struk-

bedingtes Unrecht die personale Kategorıe der Schuld angewandt
werden annn Strukturen un! 5Systeme können zweıtelsohne nıcht auf indı-
viduelle Bıographien un Handungsmuster reduziert werden.

111 Weg eines Aufdeckens der Wahrheit

Gegen die Argumente, die 1n orm der geNaANNLEN Präterenzurteile fur
das Erlassen eiıner Amnestiıe angeführt werden, 1St meıner Ansıcht nach eInN-
zuwenden, da{fß dabe;i jeweıls relevante Gesichtspunkte als notwendiger-
welse ın eınem sıch gegenseılt1g ausschliefßenden Konfliktverhältnis stehend
begriffen werden, die richtigerweise als 1ın einem Bedingungs- b7zw. eiınem
Komplementärverhältnis stehend begreifen sind. So A ein Neuanfang
LLUTr dann gelingen, WE UVOo versucht wiırd, die schreckliche Vergangen-
heit 1m Maifie des Möglichen aufzuarbeiten.

Den geschundenen un erniedrigten Opftern wiırd als solchen eın Geden-
ken geschuldet. Sıe haben eınen Anspruch darauf, da{ß die Wahrheıt, die die
Verursacher schwerer Menschenrechtsverletzungen regelmäfßig u-
schen trachten, torum publicum aufgedeckt wird, da{fß testgestellt
un: namhaft gemacht wiırd, WCeCT WC welches schlimme Unrecht angetlan
hat Der Respekt VOTLT iıhren Leiden WwW1e auch eın Aufbäumen die Res1i-
onatıon VO der Unmenschlichkeit verbieten kategorisch eın „Zur- Lages-
ordnung-Übergehen“. Eın Verwehren der Erinnerung durch eın Vergessen-
oder Verdrängen-Wollen lıeße die TÄäter eın 7zweıtes Mal ber die Opfter Arı
umphieren“, entwürdigte un demütigte die Opfter EINCUL, liefße S1e ıhre
Qualen weıter erleiden. Eıne Heılung ihrer Wunden, die für ıhr Weiterle-
ben, 1m Einzeltall für ıhr UÜberleben unerläfßlich 1St, 1St N1Ur möglich, WE

ıhnen Gelegenheit gegeben wiırd, auszusprechen, W as ıhnen Unrecht -
gefügt worden 1St dies kann für S1e eıne therapeutische Wırkung haben
un! WE hre Leıiıden anerkannt werden, WECNN näherhin anerkannt, nıcht
blo{ß Zur Kenntnıiıs5wiırd, dafß diese durch VO Menschen verübte
Verbrechen verursacht worden sınd und nıcht durch ırgendeın tragısches
Unglück, eın schicksalhaftes Verhängnis, WE s1e, die S1e VO den vorheri-
SCH Potentaten für gewöhnlich moralısch diskreditiert, WECNnN nıcht „dehu-
manısıert“ un: nıcht selten gleichzeitig auch VO der Mehrheit der Bevölke-
LUNS stark diskriminiert worden sınd, rehabilitiert werden.

Nur WECINN aufgedeckt un testgehalten wiırd, welches unsägliche Unrecht
den Opftern zugefügt worden Ist, 1St möglıch, wenı1gstens ansatzweıse
versuchen, deren Anspruch auf Wiıedergutmachung einzulösen. iıne Wıe-
dergutmachung 1mM strikten Sınne des Wortes A allerdings be] derarti-
gCH Untaten, zumal S1e den gewaltsamen Tod der Opfter ZUr Folge haben
können, SOWI1e 1in Anbetracht der Unwiderruflichkeit des Wıdertahrenen
nıcht yeben. Allentalls annn versucht werden, für die Überlebegden die
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psychologisch gesprochen traumatıschen Auswirkungen ındern. Vor
allem mıt Hılfe VO  a symbolischen Handlungen, VO  a Gesten an möglı-cherweise die Ehre der Geschändeten wiederhergestellt, ann den Verachte-
ten Respekt entgegengebracht, können die Erniedrigten wıederaufgerichtetwerden. In jedem Fall haben die Opfter einen Anspruch auf unmıttelbare
humanıtäre Hılfe, sel1 1n orm VO medizinıscher bzw. psychologischerHılte oder VO Rechtshilfe oder VO  - finanziellen Entschädigungen.Plakativ ftormuliert oilt mıiıthın für den Umgang mıt schweren Menschen-
rechtsverletzungen der Grundsatz: „Zuerst Wahrheit un Gerechtigkeit,dann Versöhnung“; die Alternative „Gerechtigkeit oder Versöhnung“ 1St
talsch gestellt. hne dafß die Wahrheit ans Tageslicht kommt un den Up-tern 1mM aflSe des Möglichen Gerechtigkeit, insbesondere die lustıtia restitu-
t1va zuteıl wiırd, un! da wenıgstens die schlimmsten Täter Zzur Rechen-
schaft SCZOBCNH werden un S1e ihre Schuld eingestehen, wırd die Spirale des
gegenseıtigen Hasses un:! der Feindschaft, VO  b Gewalt und Gegengewaltnıcht werden können, wırd das Gefangensein 1mM Destruktiven
nıcht überwunden werden können, wırd 1ne Aussöhnung un damit eın
dauerhafter Frieden nıcht möglıch se1n. Es bedartf eınes Sıch-der-Vergan-genheit-Stellens:; eın Unverarbeitet-Lassen birgt den Keım U:
recht un: weıteren Konflikten 1ın sıch. Eın Eriınnern 1St insofern nıcht al-
eın vergangenheits-, sondern auch zukunftsorientiert, nıcht TAT: weıl iın
einem quası pädagogischen Sınne die negatıven Kontrasterfahrungen 1m Be-
wulfstsein lebendig halt un: ıhm sOomıt ıne präventıve Funktion hinsichtlich
der Verhinderung weıterer schwerer Menschenrechtsverletzungenkommt, sondern weıl auch 1Ur auf diese Weıse in Anbetracht der Erblasten,der historischen Bürden, die bıs iın die Jeweıilige Gegenwart nachwirken un!
diese quälend belasten, Lebens- un: Beziehungsmöglichkeiten De>schaffen werden können. Das Eriınnern, sehr verständlicherweise
verdrängen versucht wırd VO den Opfern, nıcht dıe turchtbaren
Schmerzen wıeder autkommen lassen, VO den Tätern, VO Bewulßt-
se1n tiefer Schuld un! Scham sıch befreien ermöglıcht eıne Katharsıs,mıt der die Voraussetzung für einen Neubeginn geschaffen wiırd. Eın reines
Aut-Sich-Beruhen-Lassen belastender Vergangenheit 1St hingegen Sar nıcht
möglıch, da diese ber 1i oder lang auf der Agenda noch unerledigterAufgaben sıch zurückmeldet. Wenngleich der CHNOTMEN Belastungenund Traumatisierungen eın Erinnert-Werden kurze eıt ach den schreckli-
chen Ereijgnissen eintachhin psychısch überfordern annn 1n eiıner solchen
Phase oilt die Reaktion eınes Schweigens oder Gefühle W1e Empörung,Wut, afßs einerseıts SOWI1e Ohnmacht, Verzweıiflung, Trauer, Angst ande-
rerseılıts zuzulassen ann eın reines Verdrängen das Geschehene nıcht aus-
öschen. Versöhnung, die, überhaupt, dann allein als etzter Schritt
ach einem schmerzlichen un! langwierigen Prozeß möglıch 1St, un! die die
Ermöglichung eiıner Koexıstenz Zu Ziel hat, annn nıcht, eıne Termino-
logie Dietrich Bonhoeffters aufzugreifen, 1mM Sınne eiıner „bılligen Gnade“
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verstanden werden, womıt ber die Untaten hinweggegangen wiırd. Versöh-
NUNS annn nıcht in eiınem reinen Vergessen fundiert se1n; S1e vielmehr
Gerechtigkeit OTaus un: transzendiert s1e. TIranszendiert insofern, als eın
mMi1t eıner Versöhnung einhergehendes Vergeben als eLWAaS Ungeschuldetes,
das daher auch nıcht moralısch strikt eingefordert werden darf un! kann,
nıcht eın Akt der Gerechtigkeit, sondern der Barmherzigkeit 1STt. Vergeben
werden annn allerdings LLUT denjenigen, die ıhre Schuld einsehen.

In L UHSTeEeTr eıt 1St eın Prozef des Aufdeckens der Wahrheit 1n einıgen
Ländern (wıe 1n Salvador, Chıle, Guatemala, gegenwärtıg iın Sud-
afrıka) instiıtutionalısıiert worden, indem ach dem Zusammenbruch eınes
Unrechtssystems bzw. ach dem Ende eiınes Bürgerkrieges 508 \Waäahr:
heitskommissionen“ eingerichtet worden sind. Damıt wırd die Aufgabe,
schwere Menschenrechtsverletzungen untersuchen, eıner politischen
bzw. gesamtgesellschaftlichen gemacht. Miıt der Arbeit solcher Kommlıiss1ıo0-
16  — annn eın öffentlicher Diskurs ber das Geschehene einhergehen b7zw.
1M Anschlufß daran auf der Basıs gesicherter Tatsachen ermöglıcht werden.
Sıe können i1ne exemplarische historische Aufklärung leisten; als autor1-
s1erte moralische Instanzen können S1e ine orofße öftentliche Wırkung ha-
ben S1e können AT Klärung konkreter Verantwortlichkeiten beitragen und
somıt ungerechtfertigte Zurechnungen ın orm VOoO Verschwörungs-
oder Kollektivschuldtheorien verhindern. Durch ein Ermuitteln der Wahr-
heit können für schwere Menschenrechtsverletzungen Verantwortliche der-
art diskrediert se1n, da{fß ıhr weıteres Verbleiben ın einem staatlıchen Dienst,

beim Miılıitär oder be] der Polizei, unmöglich 1St.
Wahrheitskommissionen haben mıiıt ıhrer Arbeit ZU Zıel, iıne Amnesıe
verhindern:;: schwere Menschenrechtsverletzungen sollen weder 1MmM Ver-

borgenen bleiben och VELSCSSCH werden. Jede Gesellschatt, die be1 der
TIranstormation eınes Unrechts- in eiınen Rechtsstaat iıne derartige Kom-
m1ss1on einrıichtet, hat weıter überlegen, ob die aufgedeckten Untaten
zudem strafrechtlich verfolgt werden sollen oder nıcht. In Suüdafrıka be1-
spielsweise werden Täter amnestiert, WenNnn S1e VOT der Wahrheitskommis-
S10N eın Geständnis ablegen („Amnestıe ohne Amnesie-): Generell 1sSt die
Aufgabenverteilung zwıschen Wahrheitskommission un! Justız klären.
Es esteht aber auch die Alternative, da{ß das Aufdecken der Verbrechen -
w1e der Umgang mıt ıhnen VO vornhereın der Strafjustiz obliegt.

Weg einer Bestrafung
Vorab 1st festzuhalten, da{ß ine Strafverfolgung schwerer Menschen-

rechtsve rletzungen nıcht, Ww1e€e VO deren Gegnern nıcht selten hartnäckig
unterstellt wırd, zwangsläufig eın Akt der Rache se1ın MU: (z3anz abgesehen
davon, da{fß erfahrungsgemäfß be] Opfern Rachehandlungen eın seltenes
Phänomen sınd, diese vielmehr Autoaggressionen ne1gen, zıielen nach
rechtsstaatlichen Grundsätzen durchgeführte Gerichtsverfahren gerade aut
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ıne Verarbeitung der Aaus den oraviıerenden Menschenrechtsverletzungen
resultierenden Konflikte 1ın geregelten un gewaltlosen Bahnen ab,
damıt ıne Selbstjustiz vermeıden. Deren Leıitkriterien sınd das Ermuitteln
der Wahrheit SOWI1Ee eın Wıiıderfahrenlassen VO  $ Gerechtigkeit, un: WAar

gleichermafsen gegenüber den Opftern W1e€e den Tätern.
Koöonnen aber die tradıtionellen Zweckbestimmungen eıner Strate über-

haupt auf Makroverbrechen angewandt werden? Wenngleich be] diesen die
einzelne Person offenbar 1n eiınem wesentlich stärkeren Ausma({fß als bei 1N-
dividueller Delinquenz eıgene Schuld nıcht anerkennen 11] oder auch nıcht
annn bzw. diese auf verschiedene Weiıse verdrängen Sucht:, se1l für die
weılteren Überlegungen vorausgesetZt, da{fß auch bei Verbrechen, die inner-
halb eınes Unrechtssystems „massenhaft“ verubt worden sınd, individuelle
Schuld sıch teststellen aßt Es älßt siıch doch nıcht leugnen, da{fß die Untaten
VO benennbaren einzelnen Menschen geplant un: ausgeführt worden sınd.
Der absoluten Strattheorie zufolge sallı der Grundsatz „punıitur, quı1a Cd-
u est  06 ıne Strate 1st demnach iıne zwıngend geforderte Antwort auf ein
Verbrechen, auf eın rechtliches Schuldiggewordensein. Dıie Gerechtigkeit
ordert als notwendıge Reaktion ine Vergeltung, unabhängig davon, welche
Folgen damıiıt verbunden se1ın mOogen; Untaten sınd als solche sühnen. Es
1St nachvollziehbar, da{fß$ diese Stratzwecke denen 1ın NCUETrTer eıt sıch
wenıg Überzeugungskraft zugebilligt wırd WECNnN überhaupt, dann be] den
hıer in Rede stehenden schweren Menschenrechtsverletzungen ZUFTE Anwen-
dung gebracht werden. Welche andere, den Menschen möglıche Reaktion als
Strafe sollten nämlich Potentaten verdienen, die für grausamste Verbrechen
W1e€e Genozıide, extralegale Hınriıchtungen, Folterungen, Massenvergewalti-
SUNSCH verantwortlich sınd? Entsprechend der Maxıme des Chefanklägers
1im Nürnberger Prozess Jackson: „ Wır akzeptieren nıcht das Paradox, da{fß
dort, die Macht orößten, die rechtliche Verantwortlichkeit gering-
SsSten 1St  CC dürten 1mM Namen des Staates begangene Verbrechen nıcht entpoO-nalısiert bzw. entkriminalisiert werden: Staatsverbrecher dürten gegenüber
„gewöhnlichen“ Kriıminellen nıcht privilegiert werden. Es bedarf der Ach:
Lung der Haupttäter, der eindeutigen Dıstanzierung VO  5 iıhren Untaten se1-
tens des TEU errichteten Staates. Um Menschenrechtsverbrechen, die Ja
Staatsverbrechen sınd, auch 1L1UTr ırgendeinen Anschein eıner mıiıt staatliıcher
Autorität verbundenen Legıtimität nehmen, 1st dringend notwendig,dies wıederum VO eıner staatlıchen Nstanz teststellen lassen, W as 1in An-
betracht des Beurteilenden 11UTr Aufgabe der Strafjustiz seın ann. ıne
Strafverfolgung wirkt der Vorstellung nigegen, da{ß 1im Namen des Staates
begangene Untaten 1n eiınem Freiraum geschehen, 1ın dem keine rechtlichen

Zu den Varıanten einer Neutralısıerung VO: Schuld ın dıesem Problemteld vgl Jäger, Ma-
krokriminalıität. Studıen Zur Kriminologie kollektiver Gewalt, Frankfurt L5 LE 21:3

Zit. ach Merkel, „Lauter leidige Iröster“? Kants Entwurt „Zum ewıgen Friıeden“ und
dıe Idee eınes Völkerstrafgerichtshofs, 1n RSP 82 (1996) 176
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und moralıschen Normen ZuUur Anwendung bringen sınd, 1in dem vielmehr
ausschliefßlich kollektive Interessen un: Machtkalküle iıne Rolle spielen.

Der relatıven Straftheorie zufolge oilt der Grundsatz „punıtur, CC-
Hır  CC Dıiese rechtfertigt 1mM Unterschied FT vergangenheitsorientierten ab-
soluten Straftheorie das Rechtsinstitut der Stratfe VO  5 den zukünftigen Fol-
SCHl, näherhin VO seınen präventiven Funktionen her. Werden die Folgen
eıner Bestrafung schwerer Menschenrechtsverletzungen thematisıert, dann
sınd 1n PFrStTer Lıinıe die Auswiırkungen auf die Gesellschaft, nıcht auf die e1IN-
zelnen Täter mıthın die general-, nıcht die spezlalpräventiven Wırkungen
1mM Blick Allgemeine Aufgabe der Strate 1St CD ftundamentale Rechtsgüter
eıner Gemeinschaft schwerwiegende Verletzungen schützen. De-
C effektiver Schutz kann durch iıne Strafandrohung, der ıne abschrek-
kende Wirkung zugedacht ISt, verstärkt werden. FElementare Werte, auf die
die Menschenrechte sıch beziehen, können aut Dauer nıcht allein durch-
ralısche Sanktionen 1MmM Raum politischer Offentlichkeit geschützt werden,
sondern edürten ıhrer Sicherung auch des stärkeren Miıttels rechtlicher
Sanktionen. iıne Androhung eıner Bestratung 1St eines der Mittel, das
EeErneuUutfe Begehen schwerer Menschenrechtsverletzungen verhindern, VO

dem allerdings 1n allen einschlägigen Sıtuationen durchgängig Gebrauch
machen ISE soll nıcht seine normierende un:! präventıve Funktion verlie-
TI S1e dient der Wahrung menschenrechtlicher Normen, indem miı1ıt ıhr ZUT

Geltung gebracht wiırd, da{fß auch überlegene staatlıche Macht fundamentale
Rechte VO Individuen nıcht ungeahndet aufs schlimmste verletzen kann,
SOWIl1e deren Stabilisierung, ındem in der Strafprozessen eıgenen Offentlich-
keit mıt dem Gewilsheitsgrad historischer Wahrheıit, W1e€e durch objektive
gerichtliche Ermittlungen vgegeben Ist, das Verwerftfliche der Menschen-
rechtsverbrechen festgestellt wird, W as da eın weıteres Vergessen un: Ver-
drängen zumiındest erschwert wiırd Zur öffentlichen Bewulßstseinsbildung
1n dem Sınne beitragen wiırd, da{fß dergleichen sıch nıcht wiederholen darf

Der affırmativen Argumentatıon korrespondiert die negatıve für die
rechtsethische Notwendigkeıt der Bestrafung schwerer Menschenrechts-
verletzungen. Be1 dieser werden die negatıven Auswirkungen eiıner Straflo-
sigkeıt deutlich yemacht. Stratfreiheit eistet nämlıich eiıner Wıederholung
derartiger Vergehen Vorschub:;: S1e verhindert mıt ıhrer Ignorierung des (A@
schehenen, da{flß Zu eınen die daraus resultierenden Spannungen ach
rechtsstaatlichen Grundsätzen verarbeiıtet werden können, die Kreisläufe
VO Gewalt un! Verbrechen unterbrochen werden, da{ß ZU anderen weder
der Ausbreitung eınes Klımas allgemeiner Unschuld och der Fortschrei-
bung VO Exkulpierungsstrategien Einhalt geboten wırd. Werden Strafan-

Hınsichtlich einzelner Täter ware fragen, ob diese ach dem Zusammenbruch eiınes
Unrechtssystems, womıt S1e iıhre trüheren Machtposıitionen verloren haben, och eıner Resoz1a-
lısıerung bedürftig sınd der auch fahıg, wırd berücksichtigt, da{fß s1e eLtwa infolge ıdeologischer
Verblendung das Verwerfliche ıhrer Taten oft gar nıcht einsehen.
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drohungen nıcht umgesetZztL, WE ertorderlich un! möglıch 1St, dann Alt
dies ıne Abschreckung völlig 1Ns Leere lauten. Wo ftundamentale Rechts-
un: Moralnormen in aller Offentlichkeit ohne jede Konsequenz tür die Ja=
ter verletzt werden können, dort erodieren S1e Das Syndrom der Straflosig-
keıt 1st eiıner der Hinderungsgründe, beim Menschenrechtsschutz
nıcht bessere Standards durchgesetzt werden können.

Allerdings hat INa  - sıch darüber 1mM klaren se1n, da{ß Straftandrohungen
HUr als ultıma ratiıo verstehen sınd, also als dann einzusetzendes Mittel,
WE andere rechtliche Möglıchkeiten keinen wırksamen Schutz VO ele-

Menschenrechten mehr gewährleisten können. Das Strafrecht,
dessen Eınsatz nach sehr gravierenden Menschenrechtsverletzungen, ber
deren Verwerflichkeit ber alle kulturellen Differenzen hıinweg eın globaler
ONsens bestehen dürfte, unverzichtbar 1St, soll un ann andere Reakti-
onsmöglichkeiten keineswegs ersetize Ihm eıgnet insgesamt eın subs1idiä-
LT Charakter. Realistischerweise ann 1n Anbetracht VO Faktoren w1e de-
NCN, da sıch iın 1O oroßer Zahl begangene Verbrechen handelt,
die otftmals 1Ur außerst schwer autklärbar sınd, nıcht eıne umtassende Straf-
verfolgung Er wWAartet werden. Es wiırd 1n der Regel nıcht mehr als ine ‚XMEeIMN-

plarısche Strafverfolgung VO  . Haupttätern, die für besonders schwerwie-
gende Untaten verantwortlich sınd, leistbar se1n. Diese hat, wenn möglıch,
1in eınem überschaubaren Zeıtraum geschehen, sollen konterkarierende
Effekte Ww1e€e Abstumpfung oder UÜberdruß 1n einer Bevölkerung vermıjeden
werden, soll das Bemühen, eınen Staat, iıne NECUC integrierende (3€*
sellschaft errichten, nıcht durch eın ständıges „Aufrechnen“ gegenselt1-
SCI Schuld oder durch das Autkommen ımmer Schuldvorwürte -
termınıert werden; SIE hat, sSOWweılt möglıch, 1n eıner zeıitlichen ähe ZU

Geschehenen erfolgen, soll das Problem der Ungleichzeitigkeit vermıle-
den werden, das dann auftreten kann, WCCI11 die Beurteilung der Taten
inzwischen völlig andersartigen geschichtlichen Bedingungen IM-
FL  = wiırd. Der Gefahr, dafßs durch ıne exemplarısche Verurteilung einzelner
Täter eın „Sündenbockeffekt“ eintrıtt, da nunmehr Ja testgestellt worden
sel, WT verantwortlich BCeWESCH sel, während alle anderen der Fehl-
schlufß mıthin als schuldlos anzusehen seı1en, a 1Ur dadurch entgangen
werden, dafß durch öffentliche Aufklärung die Mitschuld bzw. Schuldver-
flochtenheit breiter Teıle der Gesellschaft 1Ns Bewußtsein gehoben wird.
Derartigen Stratverfahren kommt 1m übrıgen ıne wichtige Funktion bei
der exemplarischen historischen Aufklärung ber eiın Unrechtssystem Z
da A. in ıhnen Mittel der Beweiserhebung eiıngesetzt werden können, die
spaterer hıstorischer Forschung nıcht mehr Zr Verfügung stehen. So Ver-

danken WIr yesicherte Kenntnisse ber nationalsozialistische Verbrechen
einem bedeutsamen Teıil der systematischen Arbeıt der Justıiz.

Eıne Strafverfolgung kann auf nationaler oder iınternationaler Ebene —

folgen. An sıch 1St jeder Staat für die Gewährleistung VO Menschenrechten
SOWI1e die Ahndung ıhrer Verletzungen auft seinem eigenen Hoheıitsgebiet
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zuständıg. DDa schwere Menschenrechtsverletzungen aber PCI dehinitionem
VO  - Regierungen bzw. anderen staatlıchen UOrganen begangen werden, da
S1e nıcht 1L1UT VO staatlıcher Seıte gebilligt, sondern 1m Einzelfall geradezu
PCI (zeset7z angeordnet werden, da in diesen Fällen der Garant der Men-
schenrechte völlig versagt, 1St die Ineffektivität dieses Zuständigkeitsprin-
Z1ps VO vornherein vegeben, solange das Unrechtssystem Bestand hat
Kann dieses überwunden werden, dann kann die Stabilisierung rechtsstaat-
licher Urgane nıcht weıt vorangeschritten, die Justız schwach oder

befangen se1N, 1mM nachhinein schwere Menschenrechtsverletzungenahnden. Nıcht selten erweısen natiıonale Instanzen sıch als unwillig oder
unfähig. In derartigen Sıtuationen zeıgt sıch die Notwendigkeit eıner Inter-
natıonalisierung des Menschenrechtsschutzes, mi1t Blick auf 1iISGTE Proble-
matık die Notwendigkeit eınes Völkerstrafrechts. Schwerste Menschen-
rechtsverletzungen sınd nıcht LLUTr als ınnerstaatliıche Vorgänge betrach-
teH,; sondern ebenso als völkerrechtliche Verstöße. ach Auschwitz ann
keinen Zweiftel darüber geben, da{ß$ nıcht allein Angelegenheit des einzel-
TieN SsOUveranen Staates seın kann, WI1€e mıt seınen Bürgerinnen un Bür-
SCIN umgeht. Eıne Strafverfolgung annn erfolgen durch einen internatiıona-
len Strafgerichtshof®, den bisher 11UT 1n orm VO ad-hoc-Gerichten xibteın Statut Z Errichtung elınes ständıgen iınternationalen Strafgerichtsho-fes ist allerdings soeben ausgehandelt worden oder gemäfßs dem SO Welt-
rechtsprinzip ” ohne Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit der Täter durch
die Justız des Landes, 1n dem diese dingtest gemacht worden sınd.

Was die Möglichkeit betrifft, 1St der 1n den Jahren 945 un:! 46
durchgeführte Nürnberger Prozefß, 1ın dem vierundzwanzig Hauptkriegs-verbrecher des natıonalsozialistischen Regimes ZUF Rechenschaft SCZORCNwurden, bahnbrechend SCWESCNH. Dıieser Prozeß hat nıcht I11UTr gezeıgt, da{fß
1mM Namen eines Staates begangene Verbrechen durch eın iınternationales
TIribunal ach rechtsstaatlichen Grundsätzen abgeurteıilt werden können,
womıt miıthiın das oben angeführte Argument der Betürworter einer AÄAmne-
st1e, be1 staatlıcher Makrokriminalität se1 iıne Strafverfolgung prinzıpiell

Gegen den Grundsatz der Unbefangenheit eınes Gerichts 1st 1n mehreren lateiınamerika-
nıschen Ländern verstoßen worden, 1ın denen die Beurteilung schwerer Menschenrechtsverlet-
ZUNgECN, insofern S1e VO: Angehörigen der Streitkräfte der der Polizei begangen wurden
Milıtärgerichten zugewlesen wurde, 1n denen offensichtlich eın Corpsgeıst herrschte.

Um den Eınwand einer S1egerJust1iz entgehen, 1st strıkt darauf achten, dafß eın olcher
iınternationaler Strafgerichtshof VO selner Zusa.mmensetzung her unabhängıg und unparteılıchISt; den Einwand eines „Cu quoque“ nıcht autkommen lassen können, 1st CS unerläfßlich, da{fß
schwerste Menschenrechtsverletzungen 1n gleicher Weıse, also unabhängig davon, VO welcher
Seıte S1e begangen wurden, geahndet werden.

Dieses Prinzıp findet sıch ın Art. {11 des Internationalen Übereinkommens ber dıe Be-
kämpfung und Ahndung des Verbrechens der Apartheid, ın dem 6c5 heißt: „Die ınternationale
Strafrechtliche Verantwortlichkeit gilt für Eınzelpersonen, Miıtglıeder VO: Organısationen und
Eınriıchtungen SOWI1e tür Vertreter des Staates, gleichgültig, ob S1E Wohnsıtz 1m Hoheitsgebiet des
Staates haben, 1n dem die Handlungen begangen werden, der 1n eiınem anderen Staat“. Zit. ach:
Menschenrechte 100 (Anm
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nıcht möglıch, als talsıh ziert betrachten 1ST. Er hat ebentalls vier bleibend
yültıge Grundsätze eınes materıiellen Völkerstrafrechts 1Ns öffentliche Be-
wulfstsein gehoben: Eınen Tatbestand eınes solchen Rechts biılden „Ver-
rechen die Menschlichkeit“, womıt nıchts anderes als schwerste
Menschenrechtsverletzungen damals och eın gängıger völkerrechtlicher
Begriff gemeınt sınd. In Art (€) des Londoner Statuts, auftf dem die as
tigkeıt des Internationalen Gerichtshofes beruhte, werden als solche Verbre-
chen bestimmt: „Mord, Ausrottung, Versklavung, Deportatıon oder andere
unmenschliche Handlungen. Verfolgung A4aUs politischen, rassıschen oder
relıg1ösen Gründen.“ Es o1bt mıthin der Menschheit gemeınsame Rechts-
prinzıpıen VO besonderem Gewicht “', die auf keinen Fall verstoßen
werden darf, auch dann nıcht, WEenNnn die Gesetze eınes Landes azu auttor-
dern  12 Einzelne Täter können für die Verursachung schwerster Men-
schenrechtsverletzungen 71171 Verantwortung SCeZOBCN werden. uch be1
kollektiv begangenen Menschenrechtsverbrechen lassen sıch verschiedene
Verantwortungsebenen SOWIl1e Täter un! Opfter unterscheiden, Aflst sıch diıe
individuelle Schuld der Täter teststellen, darf die Verantwortung nıcht 1m
Sınne eıner Kollektivschuld-Theorie entindividualisiert bzw. anonymısıert
werden. Indem 1ın einem Stratverfahren individuelle Schuld testgestellt wiırd,
kann umgekehrt eiıner kollektiven Verurteilung sozıaler Entıitätens
gewirkt werden. Die individuelle Verantwortung darf ferner nıcht yanzlıch
neutralisıert werden, indem das Geschehene eın funktionalistisch begriffen
wiırd, wonach der einzelne Mensch eın tremdbestimmt nıchts anderes als

die häufig verwandte Metapher eın „Rädchen 1m Getriebe“ SCWESCH
ISt Dıie Täter können be] dieser Art VO Verbrechen, deren unbedingter
Unrechtscharakter für jeden Menschen einsehbar 1St, ıhre Schuld nıcht prın-
zıpıell leugnen, indem S1e sıch darauf berufen, dafß S1e 1m staatlichen Auftrag
oder auf höheren Betehl gehandelt hätten (vgl Art des Londoner Sta-
tuts) Im Blick auft diese Verbrechen 1st das 508 Rückwirkungsverbot, das
in dem klassischen Rechtsprinzip „nullum crımen, nulla 97  T: sıne lege“formuliert worden 1st, un das strafrechtliche Sanktionen ausschlieft, WEeNN

10 Ziıt. ach: Hankel/G. Stuby Hg.) 518 Anm.
Deren Bedeutsamkeit wiırd 1n Art: (b) des UÜbereinkommens ber die Nıchtanwendbarkeit

gesetzlicher Verjährungsfristen auf Kriegsverbrechen un: Verbrechen die Menschlichkeit
VO: 26 I 968 un: auch dadurch herausgestellt, daft ın ıhm festgelegt wırd, da{ß Verbrechen pCc-
Cn die Menschlichkeit, WwI1ıe S1e 1ın dem soeben zıtıerten Art. (C) des Londoner Statuts bestimmt
worden sınd, unverjährbar sınd. Vgl Menschenrechte 109 (Anm.12 In einem Urteil d(.b Bundesgerichtshofes 1ın einer Strafsache AaUS dem Jahre 1952 das eıne
Freiheitsberaubung durch Deportation VO: Juden Zzum Gegenstand hatte, heißt dementspre-chend „Im Bewufßtsein aller zıvılısıerten Völker besteht bei allen Unterschieden, dıe dıe natıona-
len Rechtsordnungen 1m einzelnen aufweisen, eın gewWI1sser Kernbereich des Rechts, der ach
allgemeiner Rechtsüberzeugung VO: keinem (zesetz und keiner anderen obrigkeitlichen Ma{fß-
nahme verletzt werden dart. Er umta{ßt bestimmte, als unantastbar angesehene Grundsätze des
menschlichen Verhaltens, dıe sıch beı allen Kulturvölkern auf dem Boden übereinstımmender
sıttlıcher Grundanschauungen 1m Laute der Zeıt herausgebildet haben und als rechtlich verbind-
iıch velten, gleichgültig, ob einzelne Vorschriftten natıonaler Rechtsordnungen N gestaltenscheinen, s1e mıfßachten.“ (BGHSt 2) 1L952; 237)
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nıcht entsprechende Stratrechtstatbestände vorher posıtıviert worden sınd,
1n seıner nwendbarkeit EINZUEreENZEN. Der ursprüngliche un: bleibende
Sınn dieses Verbots, das eıne rechtsstaatliche organısıerte Grundordnung
V  AUSSCTZT; 1St der Schutz der Bürgerinnen un Bürger VOT willkürlicher
Strafverfolgung, 1STt die Gewährleistung VO deren Sicherheit VOT nıcht VOT-

aussehbaren staatlichen Sanktionen. Es annn 1aber nıcht VOT einer Ahndung
bewahren, WE be] 1mM Namen eınes Staates begangenen Verbrechen ele-
mentare Rechte VO Menschen mıt Füßen werden, WEeNnNn eın Staat
gröbste Unrechtstaten posıtıvem Recht erklärt*®.

Der Weg eiıner Strafverfolgung schwerer Menschenrechtsverletzungen
annn jedoch insgesamt betrachtet LLUTr einer VO  a verschiedenen egen se1N,

iıne Bewältigung schlimmsten Unrechts versuchen; ıhm sınd deutli-
che Grenzen ZESETZT. Se1in tragmentarischer Charakter zeıgt sıch darın,
da{fß nıcht alle Unrechtstaten, WI1€ S1e 1n einem Unrechtssystem der Tages-
ordnung sınd, durch das Strafrecht ertafßt werden, da{ß den Gegenstand eınes
Stratverfahrens Nur konkrete, klar umreißbare Verhaltensweisen bilden
können und nıcht allgemeine, eın Unrechtssystem ermöglichende Zusam-
menhänge w1e totaliıtiäre Ideologien oder kollektive Vorurteıle, da{fß mi1t
der eingegrenzten Aufgabe des Rechts, der Gerechtigkeıit Genüge tun
un:! dabei Verbrechen ahnden, welıtere sıch aufdrängende Aufgaben nıcht
erledigt sind * In Anbetracht der unvorstellbaren Grausamkeıten, die
schwerste Menschenrechtsverletzungen w1e€e eLItwa eın Genozıd mI1t sıch brin-
ACNH, 1St weıterhin nıcht übersehen, dafß jede Bestrafung solcher Greuelta-
ten as Unzureıichendes, WE nıcht Inadäquates hat !” Die Schuld, die

13 Diese Eınschränkung des Grundsatzes „Nulla sıne lege“ 1st auch 1n Menschenrechts-
konventionen aufgenommen worden. In Art. 77 Abs der Europäischen Menschenrechtskon-
vention heißt D „Durch diesen Artıkel darf die Verurteilung der Bestrafung eıner Person nıcht
ausgeschlossen werden, die sıch eıner Handlung der Unterlassung schuldıg gemacht hat, welche
1mM Zeıtpunkt iıhrer Begehung ach den allgemeinen VO  — den zıvilisıerten Völkern anerkannten
Rechtsgrundsätzen stratbar war.  - Zıt. ach: Menschenrechte 766 (Anm 2 In Art.15,Abs dCS
Internationalen Paktes ber bürgerliche und politische Rechte findet SIC eiıne tast wortgleiche
Formulierung (vgl eb 28)

14 Bekanntlıch hat Jaspers 1n seiınen berühmten, 1mM WS 945/46 ber die geistige Sıtuation
der Zeıt gehaltenen Vorlesungen 1mM Abschnitt über die Schuldfrage neben der kriminellen Schuld,
deren Nnstanz das Gericht und deren Folge Strafe ISt, reı weıtere Formen der Schuld unterschie-
den: die politische Schuld, deren nNstanz der Wılle der Sıeger und deren Folge die Haftung ISt; die
moralısche Schuld, deren Instanz das Gewiıssen und deren Folge Bufse und Erneuerung Ist; die
metaphysiısche Schuld, deren nNstanz (joft un: deren Folge dıe Verwandlung des menschlichen
Selbstbewußtseins 1St. Vgl Die Schuldfrage. Fuür Völkermord g1bt N keıine Verjährung, München
19759 tf.

15 Vgl Arendt, Vıta actıva der Vom tätıgen Leben, München 1960, 236 Wır können „das
‚radıkal Boöse vielleicht daran erkennen, dafß WIr 6csS weder bestraten och vergeben können, W ds
nıchts anderes heıißst, als das 65 den Bereich menschlicher Angelegenheıiten übersteigt und sıch den
Machtmöglichkeiten des Menschen entzıieht.‘ In eiınem Brief VO: O08 1946 alil arl Jaspers, 1ın
dem S1e dessen Buch Zur „Schuldfrage“ Stellung nımmt, schreibt s1e: Die „Verbrechen (der
Nazı-Polıitik) lassen sıch, scheint mıir, Juristisch nıcht mehr fassen, un d2{S macht gerade re Un-
geheuerlichkeit Au  n Für diese Verbrechen oibt CS keine ANSCIMCSSCHC Strate mehrDIETER WITSCHEN  nicht entsprechende Strafrechtstatbestände vorher positiviert worden sind,  in seiner Anwendbarkeit einzugrenzen. Der ursprüngliche und bleibende  Sinn dieses Verbots, das eine rechtsstaatliche organisierte Grundordnung  voraussetzt, ist der Schutz der Bürgerinnen und Bürger vor willkürlicher  Strafverfolgung, ist die Gewährleistung von deren Sicherheit vor nicht vor-  aussehbaren staatlichen Sanktionen. Es kann aber nicht vor einer Ahndung  bewahren, wenn bei im Namen eines Staates begangenen Verbrechen ele-  mentare Rechte von Menschen mit Füßen getreten werden, wenn ein Staat  gröbste Unrechtstaten zu positivem Recht erklärt!*.  Der Weg einer Strafverfolgung schwerer Menschenrechtsverletzungen  kann jedoch insgesamt betrachtet nur einer von verschiedenen Wegen sein,  um eine Bewältigung schlimmsten Unrechts zu versuchen; ihm sind deutli-  che Grenzen gesetzt. Sein fragmentarischer Charakter zeigt sich u. a. darin,  daß nicht alle Unrechtstaten, wie sie in einem Unrechtssystem an der Tages-  ordnung sind, durch das Strafrecht erfaßt werden, daß den Gegenstand eines  Strafverfahrens nur konkrete, klar umreißbare Verhaltensweisen bilden  können und nicht allgemeine, ein Unrechtssystem ermöglichende Zusam-  menhänge wie z. B. totalitäre Ideologien oder kollektive Vorurteile, daß mit  der eingegrenzten Aufgabe des Rechts, der Gerechtigkeit Genüge zu tun  und dabei Verbrechen zu ahnden, weitere sich aufdrängende Aufgaben nicht  erledigt sind'*. In Anbetracht der unvorstellbaren Grausamkeiten, die  schwerste Menschenrechtsverletzungen wie etwa ein Genozid mit sich brin-  gen, ist weiterhin nicht zu übersehen, daß jede Bestrafung solcher Greuelta-  ten etwas Unzureichendes, wenn nicht Inadäquates hat'®. Die Schuld, die  ” Diese Einschränkung des Grundsatzes „Nulla poena sine lege“ ist auch in Menschenrechts-  konventionen aufgenommen worden. In Art. 7, Abs. 2 der Europäischen Menschenrechtskon-  vention heißt es: „Durch diesen Artikel darf die Verurteilung oder Bestrafung einer Person nicht  ausgeschlossen werden, die sich einer Handlung oder Unterlassung schuldig gemacht hat, welche  im Zeitpunkt ihrer Begehung nach den allgemeinen von den zivilisierten Völkern anerkannten  Rechtsgrundsätzen strafbar war.“ Zit. nach: Menschenrechte 266 (Anm. 2). In Art.15,Abs. 2 des  Internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte findet sich eine fast wortgleiche  Formulierung (vgl. ebd. 28).  '* Bekanntlich hat K. Jaspers in seinen berühmten, ım WS 1945/46 über die geistige Situation  der Zeit gehaltenen Vorlesungen im Abschnitt über die Schuldfrage neben der kriminellen Schuld,  deren Instanz das Gericht und deren Folge Strafe ist, drei weitere Formen der Schuld unterschie-  den: die politische Schuld, deren Instanz der Wille der Sieger und deren Folge die Haftung ist; die  moralische Schuld, deren Instanz das Gewissen und deren Folge Buße und Erneuerung ist; die  metaphysische Schuld, deren Instanz Gott und deren Folge die Verwandlung des menschlichen  Selbstbewußtseins ist. Vgl. Die Schuldfrage. Für Völkermord gibt es keine Verjährung, München  1970 DE  » Vgl. H. Arendt, Vita activa oder Vom tätigen Leben, München 1960, 236: Wir können „das  ‚radikal Böse’ vielleicht daran erkennen, daß wir es weder bestrafen noch vergeben können, was  nichts anderes heißt, als das es den Bereich menschlicher Angelegenheiten übersteigt und sich den  C  Machtmöglichkeiten des Menschen entzieht.“  In einem Brief vom 17.08. 1946 an Karl Jaspers, in  dem sie zu dessen Buch zur „Schuldfrage“ Stellung nimmt, schreibt sie: Die „Verbrechen (der  Nazi-Politik) lassen sich, scheint mir, juristisch nicht mehr fassen, und das macht gerade ihre Un-  geheuerlichkeit aus. Für diese Verbrechen gibt es keine angemessene Strafe mehr ... Das heißt,  diese Schuld, im Gegensatz zu aller kriminellen Schuld, übersteigt und zerbricht alle Rechtsord-  nungen.“ (H. Arendt/K, Jaspers, Briefwechsel 1926-1969, München/Zürich 1985, 90). In einem  522Das he1ßst,
diese Schuld, 1m. Gegensatz aller kriminellen Schuld, übersteigt und zerbricht alle Rechtsord-
nungen.“ Arendt/K. Jaspers, Brietwechsel 6-1 München/Zürich 1985, 90). In einem
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Menschen dabe; auf sıch laden, Alt sıch aum mıt Juristischen Kategorıen
ertassen. Grundsätzlich 1St zwıschen Juridischer un:! moralischer Schuld
unterscheıiden. Letztere An nıcht durch stratrechtliche Mafßnahmen Alr-
beıtet werden. Dıies obliegt dieser Stelle annn ıne christliche Ethik auf-
ogrund ihres reichen Fundus wertvolle Orıentierungshilfen geben der (Se-
wissenserforschung des Eınzelnen; seine Reue un Umkehr SOWI1e se1ın
Bekenntnıis VO  e Schuld sınd notwendig. Und das Ziel eıner Versöhnung
zwischen Tätern un Opftern erreichen, ann 1ne Strafverfolgung
schliımmsten Unrechts als 1i1ne notwendige Voraussetzung angesehen WeI-

den; mıt iıhr annn dieses Zıel aber nıcht AUs sıch heraus erreicht werden.
Dazu bedarf 1ın sehr langwierigen un außerst schmerzhaften Prozessen
moralıscher Anstrengungen der Beteıligten, die eın Eingestehen der Schuld,
eın Bıtten der Täter Vergebung, eın Verzeihen der Opfer SOWIl1e eın Heı-
len tiefer Wunden, schmerzender Kränkungen einschliefßen. Durch das
Recht bzw. VO Rechts kann (1im Unterschied eıner Begnadıgung
oder Amnestie, die als Juriıdısche kte VO Inhabern eınes AÄAmtes AUSSCSPFrO-
chen werden können, die nıcht selbst VO einem Unrecht betroffen worden
siınd) das für iıne Versöhnung notwendige Vergeben nıcht bewerkstelligt
werden; dieses 1St 1L1UTr als moralische Handlung VO seıten der unmittelbaren
Opfer selbst möglıch, un: War vegenüber denen, die iıhnen schlimmstes
Unrecht angetan haben Im strıkten Sınne 1St allgemein eın stellvertretendes
Verzeihen nıcht möglıch; daher annn auch nıcht hier der Staat stellvertre-
tend für die Opfter den Tätern verzeihen, 7zumal]l CH der ohl auf 1ne Strat-
verfolgung oder -verhängung verzichten kann, orundsätzlich nıcht die
Kompetenz hat, verzeıhen. Andererseıts sınd zuständıge rechtliche Instı-
tutiıonen berechtigt, die Täter bestrafen, auch WE die Opfer ihnen VvVer-
ziehen haben; das Verzeihen als moralische Handlung ımpliziert nıcht, da{fß
VO Rechts die Täter nıcht verfolgen un: bestrafen sınd.

ach den vorstehenden Überlegungen alßt sıch resuümıerend testhalten:
(Rechts-Jethisch betrachtet 1STt der Weg der AÄAmunestie ach schweren Men-
schenrechtsverletzungen abzulehnen. Für die alternatıven Wege eıner
Wahrheitskommission und/oder eıner Strafverfolgung sprechen zweıtels-
ohne die besseren Argumente. Be1 schwersten Menschenrechtsverletzungen
1st die Option der Strafverfolgung präferieren, das kategorische
Neın ıhnen mıi1t aller Deutlichkeit und mıt ogröfßtmöglicher Verbindlich-
keit öffentlich SAusdruck bringen können. hne einen entsprechen-
den politischen Durchsetzungswillen, der VO eınem gesamtgesellschaftli-
chen ONnsens se1ın muß, ann allerdings VO dieser Möglichkeitkein Gebrauch gemacht werden. Reın straf-)rechtliche Normierungen lau-
ten 1Ns Leere, WEeNnN nıcht die strukturellen Bedingungen politisch-gesell-
schaftlicher Art für ıhre Durchsetzung taktisch gegeben sınd.

spateren Brief bringt S1e die Ungeheuerlichkeit dieser ntaten Zu Ausdruck: „Dıie modernen
Verbrechen sınd im Dekalog nıcht vorgesehen.“ (Ebd 202)
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